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Linke und Arbeiterbewegung:
Zerschlagt das Nazi-Pack

Unter dcr Losung nWir schaffen Arbeit - Bonn schafft
nichts' mobilisieren die Nationaldemokratische Partei
Deutschlands (NPD) und die Jungen Nationaldemokraten
(JN) scit fast einem Jahr zu ihrergeplanten Großdemonstra-
tion am 1. Mai in Leipzig. Sie rechnen nach eigenen
Angaben mit 10 000 bis 15 000 Teilnehmern und in Anbe-
tracht ihres jüngsten Wachstums v.a. im Osten ist diese Zahl
durchaus realistisch. In Sachsen haben sie mittlerweile mehr
Mitglieder als Bündnis9OlDie Grünen. Wiederholthaben sie
ihre Mobilisierungsfühigkeit unter Beweis gestelle 5 000
brachten sie am 01.03.97 in München auf die Straße, min-
deshns 4 500 trafen sich am 07 .02.98 in der Nibelungenhal-
le in Passau und in Dresden demonstrierten anläßlich der
Ausstellung über die Verbrechen der Wehrmacht mehr
Nazis als Anti-Faschistlnnen. Ein leEter Testlauf, der die
Organsisierungsfühigkeit ihrer Kader bewies, war der 14.
März, an dem es gleichzeitig in Lübeck, Saalfeld und Neu-
strelitz Demonstrationen des nnationalen Widerstandsn gab.

Sollte den Nazis am l.Mai ihr Aufmarsch vor dem pom-
pösen Völkerschlachtdenkmal des preußisch-deutschen Mi-
litarismus gelingen, so würde dies den faschistischen Terror
in ganz Deutschland gewaltig stärken.

Im letzten Jahr war die MD-Kundgebung am Völker-
schlachtdenkmal mit Rücksicht auf das internationale Pre-
stige der Messestadt Leipzig verboten und polizeilich
unterbunden worden. Trotz des am 17.04.98 erstmal ausge-
sprochenen Verbotes, darf sich darauf nicht verlassen
werden. Die zu den Wahlen zugelassene NPD hat ihre De-
monstration als Wahlkampfueranstaltung angemeldet.
Auch die Signale der Verfassungsschützer etwa aus Sachsen
und Sachsen-Anhalt sind da klar: Beklagt wird, die NPD
wachse zu einem großen politischen Problem heran, aber
ihre Kundgebungen wären diszipliniert, in der Regel fried-
lich und der eigene Ordnerdienst würde das Zeigenverbo-
tener Symbole unterbinden; d.h. daß kein Grund für ein
Veöot der MD-Aktivitäten gesehen wird.

Nur massive und breite anti-faschistische Gegenmobili-
sierungcn können Nazi-Aufmärsche verhindern, indem sie
den Faschistcn entschlossen dort entgegentreten, wo sie auf-
treten wollen.

Polizei - dein Freund und Anti-Faschist?

Einer solchen Gegenmobilisierung steht die Gleichgülrig-
keit vieler vorgeblich revolutionärer Organisationen im
Wege. Genauso hinderlich ist, daß sich auch bei der autono-
men Antifa in den letzten Jahren zunehmend eine Politik des
heimlichen bis offenen Hoffens auf den Staatsapparat breit-
gemacht hal Wem ist nicht der unsinnige Appell an die

Polizei bekannt nWo wart ihr in Rostock?n Die 'Frage 'Wo

war die Polizei?' ... wurde vielfach zu einem Lamento und
zu einem Druckmittel, das Einsätze wie am 16. August
direkt oder indirekt gefordert hat^ (Antifaschistisches Info-
Blan4lll997).

Auch die angebliche "Antifa heißtAngriff'-AA/BO seta
für den 1. Mai 98 daraut mit öffentlichem Druck auf die
bürgerlichen Politiker den Nazi-Aufmarsch zu verhindern:

"sollte es gelingen, den antifaschistischen Druck so zu
erhöhen - im Vorfeld oder am Tag selbst - so daß der faschi-
stische Aufmarsch verhindert werden kann, wäre das ein
Erfolg wie im letzten Jahr' (AAIBO-Flugblatt "1. Mai -
Raus auf die Straße!", Hervorhebung von uns).

Die Orientierung auf den nöffentlichen Druckn, um Staat
und Polizei gegen die Nazis in Bewegung zu setzen, ist
typisch reformistisch und zugleich die logische Fortsetzung
zq*teiet politischer Fehler des autonomen Antifaschismus.
Erstens betreibt die autonome Szene eine politische Selbst-
isolationvon derArbeiterklasse. Obwohl die autonome nEr-

sauavantgarden längst schon zu schwach ist, um allein noch
die Faschisten stoppen zu können, wird revolutbnöre
Arbeit in der Arbeiterklasse, besonders in den Gewerkschaf-
ten, unverändert abgelehnt. Zweitens zeichnet autonome
Politikansätze ein politisches und theoretisches Unverständ-
nis der Wechselbeziehungen zwischen Bourgeoisie, Staat
und Faschisten aus. Die Verbindung zwischen der bei vielen
Autonomen bel icbten Titul ierung des bürgerlich-demokra -

tischen Staates als faschistisch ("SS-SA-SEK") und dem
praktLierten Hoffen auf und Appellieren an denselben liegt
dabei im moralistischen Vorwurf, daß der bürgerliche Saat
eigentlich die Faschisten unterdrücken könne, aber nicht
wolle. Damit wird dann der bürgerliche Staat zum Adressa-
ten autonomer Haßliebe und Politik, was einer Orientierung
auf die Arbeiterbewegung entgegensteht. Diese einschlä-
fernde Rechnung schien ein paar mal aufzugehen - z.B. am
l.Mai 1997 oder bei den polizeilich weitgehend unterbun-
denen Rudolf-Hess-Gedenkmärschen am 16. August 1997.
Nun droht sie sich bitter zu rächen.

Kapital, Staat und Faschisten

Der grundlegende Irrtum dieses Kalküls liegt schon in der
Annahme, das zeitweilige und punktuelle Vorgehen des
Staatsapparates gegen Faschisten sei eine Folge des anti-fa-
schistischen Drucks. Nach den Brandanschlägen, der durch-
gesetzen De-facto-Abschaffung des Asylrechts und der
erfolgreichen Etablierung eines demokratischen Staatsras-
sismus ging der Staat zu den Nazis ab 1993 aktisch auf
Distanz. Der Nazi-Pöbel hatte seinen Zweck erfüll! der de-



mokratische Staatsrassismus von CDU/CSU bis RorGrün
funktioniert(e) und die Arbeiterklasse ist auf dem Rückzug
- "freiwillign, d.h. im Rahmen der demokratischen Diktatur
der Bourgeoisie beugte sich die reformistisch dominierte
Arbeiterbewegung den Profitinteressen. Gleichzeitg scha-
deten die öffentlichen Großaufoitte der Nazis dem interna-
tionalen Ansehen, auf das Deutschland für seine außen-
politischen Ambitionen angewiesen war (fester Sie im
Weltsicherheitsrat und Teilnahme an internationalen Mili-
tärinterventionen wie in Bosnien). Daher versuchte der bür-
gerlich-demokratische Staat die Faschisten z.T. aus der
Öffentlichkeit in die Reserve zurückzudrängen. Für die im-
perialistische Bourgeoisie ist die Regierung des faschisti-
schen Pöbels der letzte Ausweg, das leEte As im Armel zur
Sicherung ihrer Klassenherrschaft - keineswegs der ge-
wünschte Normalzusta nd.

Entsprechend dieses zweischneidigen Verhältnisses ging
der Staat hier und da gegen faschistische Auftritte vor,
während gleichzeitig der versteckt gehaltene faschistische
Alltagsterrorgegen die gemeinsamen Feinde von Nazis und
bürgerlichen Demokratlnnen, also gegen Immigrantlnnen,
Obdachlose, Linke, Punks und Homosexuelle zunahm. Er
wurde geduldet, oder - wie im Fall der Ermittlungen wegen
des Lübecker Brandanschlages auf ein Asylbewerberheim -

durch einseitige Ermittlungen in die falsche Richtung und
die Vernichtung von Beweismaterial aktiv geschützt.
Gleichzeitig mit den öffentlichkeitswirksamen Verboten
schuf der Staat u.a. durch die nakzeptierende Jugendaöeitn
mit rechtsradikalen Jugendlichen die Freiräume, in denen
sich der Nazi-Mob sarnmeln und etablieren konnte, der jetzt
am 1. Mai offensiv die Straße erobern will.

Aber auch unabhängig von einzelnen politischen Ma&
nahmen erzelugt der Kapitalismus durch verschärfte Aus-
beutung, Rassisrnus, Nationalismus, Sozialabbau, Militaris-
mus und den Rufnach dem starken Staat den Nährboden der
Nazis. Die Aufgabe des kapitalistischen Klassenstaates be-
steht in der Vcrteidigung von Produktionsverhältnissen, die
Ausbeutung, Ruin und Hoffnungslosigkeit für Millionen be-
deuten. Das Entstehcn einer Nazi-Bewegung ist ein Resul-
tat der Kombination von kapitalistischer lGise, der reaktio-
nären Politik a//er bürgcrlichen Parteien und der reformisti-
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schen Führungen von SPD, PDS und DGB sowie des Ver-
sagens der Linken, dem kapitalistischen Generalangriff re-
volutionär entgegenzutreten. Die oppoffunistische Anpas-
sung der Linken an die kapitalistische Offensive überläßt
Millionen Arbeiterlnnen und Arbeitslose der Verzrveifl ung,
an der die Nazis ansetzen. Das Wacbstum der Faschisten
kann daher durch staatliche Repression gar nicht nach Be-
darf an- und ausgeknipstwerden. Selbst wenn die Bourgeoi-
sie also die demokratische Form ihrer Klassenherrschaft der
faschistischen vorzieht, so nährt doch jeder ihrer Wege zur
Erhaltung ihrer zerstörerischen Klassenherrschaft die fa-
schistische Bewegung. So konnten die Faschisten trotz zeit-
weil iger Repression wachsen.

Während der bürgerliche Staat seit über hundert Jahren
strategisch die Linke unterdrückt, ist sein Vorgehen gegen
Nazis also vorübergehender talctischer Natur. Revolutionä-
rlnnen müssen daher demokratische Rechte für Linke, Ar-
beiterbewegung, Immigrantlnnen, Frauen, Jugendliche,
Homosexuelle etc. gegen den Staat und seine "Innere Si-
cherheitn entschlossen verteidigen - aber nicht für Faschi-
sten. Weder fordern wir ein Verbot der Nazi-Organi-
sationen, noch beklagen wir deren gelegentliche Repres-
sion. Au{ die W ir I<s amkeit staatl icher Verbote und Maßnah-
men im Kampf gegen den Faschismus zu seeen, ist eine
tödliche Illusion.

NPDIJN auf dem Weg zur faschistischen
Massenpartei
Heute nimmt die MD/JN eine Führungsposition in der ex-
tremen Rechten ein, obwohl sie noch vor wenigen Jahren
vielen als eine politische Altlast erschien. Wähler, Mitglie-
der und Führungskader starben aus oder wechselten zu Re-
publikanern, Deutsche Liga frir Volk und Heimat u.a. und
die verbleibenden Mitglieder waren oft nur Karteileichen.

In dieser Situation ging ab 1990 von den JN eine Um-
strukturierung zur staffen Kaderorganisation mit Orientie-
rung auf die militante rechte Szene aus. Verbunden mit
nautonomen nationalen Kameradschaften" vor Od bildet sie
eine mobilisierungsfühige bundesweite Naziorganisation,
die die in viele konkunierende Kleingruppen zersplitterte
faschistische Szene scheinbar erfolgreich zu ihren Gunsten
umgruppiert. Anders als viele Linke lassen die JN keinen
Zweifel an ihrer Militar: n7*rschlagt die antideutsche Pro-
paganda! Ständig u. überall" wurde aufihrem Fronttanspa-
rent am 01.03.1997 in München gefordert. Die Minel zur
Zerschlagung und Vernichtung von Arbeiterbewegung,
Linken, Juden und Jüdinnen, Immigrantlnnen, Punks,
Schwulen/I-esben und allem, was sonst nicht in ihr deut-
sches Weltbild paßt, organisieren sie sich einerseits syste-
matisch über den Aufbau eines sogenannten Ordner-
dienstes, früher hieß das "Schutzstaffel" (SS). Dies wird
ergänzt durch den faschistischen Straßenterror an der Basis,
dem in den neuen Bundesländern bereits die Errichtung von
über 20 nnational befreiten Zonenn gelungen ist, d.h. von
Stadtvierteln oder Orten, in denen die Nazis faktisch die
Kontrolle auf der Straße ausüben und aus denen sie Immi-
grierte, linke 'Zeckenn usw. gewaltsam vertrieben haben.
Zunehmend gelingt es der NPD/JN und ihrem Umfeld, sich
mit ihrer militanten faschistischen Politik garniert mit So-
zialdemagogie in der Bevölkerung und im Alltagsleben zu
verankern. DerTerrorvon Rostock, Hünxe und Hoyerswer-
da hat seine straff organisierte Form gefunden: Aus der NPD
droht eine faschistische Massenpartei zu werden.

Vorher waren zumindest seit den 80er Jahren faschisti-
scbe Gruppen relativ klein und isoliert und was von vielen
Anti-Faschistlnnen ftir eine faschistische Massenbewegung



gehalten wurde, z.B. die Republikaner, war nicht faschi-
stisch. Die Republikaner hatten in ihren besten Zeiten si-
cherlich mehr Mitglieder als zttr Zeit die wiedererstarkte
NPD, aber sie waren anders als die NPD in erster Linie ein
rechtsradikaler Wahlverein. In ihnen organisierten sich auch
Faschisten, um für ihre Ideen zu fischen und es bestand die
Möglichl<cit,wenn diese sich durchsetzten, daß aus den Re-
publikanern eine faschistische Partei entstehen könnte.
Deshalb traten wir dafür ein, konsequent deren öffentliches
Auftreten zu verhindern und sie zu zerschlagen. Die
Tendenz, jede rechtsradikale Organisation wie die Republi-
kaner als faschistisch zu bezeichnen, etwa weil das drama-
tischer und aufsehenerregender klingt, istjedoch gefiihrlich:
Dem Wachhund, der zu häufig bellt, schenkt man kein
Gehör mehr, wenn die Gefahr wirklich vor der Tür steht. So
wird zugleich einverharmlosendes Verständnis des Faschis-
rnus verbreitet. Jeder Hauch der lllusion, man habe die Re-
publikaner überlebt und werde auch die NPD überleben, ist
tödlich. Für MD/JN sind Wahlen nur noch eine Nebensa-
che, ihre Hauptaufgabe ist offensichtlich die Organisierung
des faschistischen Massenterorc.

Was macht die Linke (falsch)?

Das IGäfteverhältnis verschlechtert sich bedrohlich zu un-
gunsten der Linken. Diese Gefahr wird nicht (völlig)
erkannt. So hat es bislang den Anschein, daß es viele vorge-
blich revolutionäre Organisationen vorziehen werden, den
DGB-Bürokraten am 1. Mai jeweils vor Orthinterherartrot-
ten. Und mit einer Weicheierei autonomer Antifas ä la
AA/BO, die gleichzeitig nach Leipzig aufruft und eine "Re-

volutionäre 1. Mai-Demon in Nürnberg organisieren will,
wird der faschistische Vormarsch weder am l. Mai noch
danach auf,zuhalten sein. Autonome Spielereienwie das für
Leipzig angekündigte idezentrale Konzeptn, d.h. der
Versuch den Aufmarsch von über 10 000 Nazis mit Klein-
gruppen oanzugreifenn 

, also bestenfalls mal kurz ein wenig
zu stören, um sich danach in der Regel in Polizeigewahrsam
zu befinden, stehen einer radikalen antifaschistischen Mas-
senmobil is ierung von Gewerkscha fterlnnen, Immigrierten
und Jugendlichen im Weg. Diese nautonome Avantgarden,
garz gleich wie militant sie auch sein mag, überläßt die
Massen damit sich selbstbav. ihren reformistischen lnefüh-
rern von DGB, SPD und PDS. Diese reden avar jetzt auch
noch von Verhinderung, werden aber wahrscheinlich nach
einem Verbot ihrer Aktion am Völkerschlachtdenkmal ge-
seEestreu ihre Basis ans andere Ende der Stadt mobilisie-
ren, um dort händchen-haltend das nanderen, nbesseren und
"anständigen Deutschland zu beschwören. Ihr Vorgehen im
letaen Jahr beweist die Impotenz der Reformisten: Gegen
den geplanten Nazi-Aufmarsch am l.Mai 1997 mobilisier-
ten sie zu einer Menschenkette um lripzig!

Die Aufgabe von Revolutionärlnnen ist es, im anti-fa-
schistischen Kampf auch die Einheitsfront mit den reformi-
stischen Führungen von Gewerkschaften, SPD und pDS zu
suchen, um sie in der Aktion mit nihrern Basis zu tcsten.
Dabei verlassen sich Revolutionärlnnen nicht im geringsten
auf die Bürokratlnnen, sondern suchen selber die Verbin-
dung zur Basis, um diese auch gegen ihre Funktionäre zu
einem entschlosscnen anti-faschistiscben Aufueten, z.B.
zur Verhinderung des NPD-Aufmarsches, zu mobilisieren.
Auf Dauer und wirkungsvoll ist das nurmöglich, wenn Re-
volutionärlnnen in den Gewerkschaften den konsequcnten
Kampf gegen deren reformistische Führung aufnehmen
(s. BOLSCHEWIK9).Im Kampf gegen Rassismus und Fa-
schismus treten wir fur den Aufbau gewerkschaftlich orga-
nis ierter (S elbst )Verte idigungskomitees ein, die auch Im-

migrantlnnen, Schülerlnnen und Studentlnnen im gemein-
samen Kampf intcgrieren und sie so mit der Arbeiterklasse
verbindcn. Solche Komitees können eine wichtige Rolle
spielen bei der anti-faschistischen Mobilisierung der Mas-
sen. Verwirklicht werden können sie aber nur, indem Revo-
lutionärlnnen sie in den Gewerkschaften gegen die Büro-
kraten aufbauen und durchsetzen.

"Wer vorn Kapitalismus nicht reden will,
sollte vom Faschismus schweigen!"

In Anbeuacht der Aufgabe einer anti-faschistiscben Mas-
senmobilisierung unterschreibt das nBündnis gegen Rechts
in Leipzig" seinen Abschied vom Proletariat und damit seine
politische Bankrotterklärung, wenn es am Ende seines Auf-
rufes erklärt:

"Denn angesichb der gesel lschaftl ichen Situati on m fissen
wir konstatieren, daß es kaum noch möglictr ist, das Thema
der sozialen Frage mit Erfolg von links zu thematisierenn
(Aufrufzu Gegenaktivitätenzum Naziaufmarsch am 1. Mai
in kipzig, ohne Datum).

Dic Erfolge dcr NPD bei der AusnuEung der nsozialen

Fragen liegen jedoch nicht einfach in objektiven gesell-
schaftlichen Verhältnissen, sondern zentral im politischen
Venagen der Linken. Dei NPD nüElich sind dabei auch
"Ostalgic' und dumpfe ostdeutsche Bodenständigkeit, mit
denen die PDS die "Wendeverlierern fütterl Die NPD ver-
steht es geschickt, die Kombination von kapitalistischer
Krise und politischem Bankrott der Linken für sich zu
nuuen. Dabei kann sie gut an dem reformistischen Unsinn
der PDS anknüpfen, die Schuld für die Krise dem nraffen-

den" Spckulationskapital an Böne und Finanzmärkteri zu-
zuschieben und damit von der eigentlichen Ausbeutung
durch das "schaffenden Kapital in der Produktion abzulen-
ken. Die Untencheidung von "boderständigem schaffen-
den' Kapital und nvaterlandslosem raffendenn Kapital
nuEen die Faschisten konsequent, um ihre Sozialdemago-
gie mit dem Kernstück völkischen Denkens, dem Antisemi-
tismus, zu veöinden.

Gerade die Sozialdemagogie der NPD und deren Über-
schneidung mit ganzen Teilen des reformistischen PDS-
Programms (etwa gegen das Spekulationskapital, für die
soziale Bindung des Eigentums, die Beteiligung der Be-
schäftigtcn am Betriebsvermögen und für ökologisch-
soziale Bcschäftigungsprogramme ohne Arbeiterkontrolle)
machen sprichwörtlich deutlich, daß Anti-Faschischmus
mehr sein muß als nur militant, nämlich revolutionär anti-
kapialistisch. Nur die revolutionäre und internationalisti-
sche Mobilisierung derAöeiterklasse kann den Faschismus
zerschlagen - durch die Überwindung des Kapitalismus.

Kampf dem National- " S oTialismus "

Der neue BundesvorsiEende der NPD, Voigt, gab am
07.02.98 in Passau die politische Manchroute aus, nmit der
Veöindrmg von sozialer und nationaler Frage die deutschen
Arbeiter für die NPD zu begeisternn. In diesem Sinne betei-
ligt sich die NPD mit der Parole 'Sozialismus ist machbar -

ArbeitspläEe zuerst für Deutschen in den neuen Bundes-
ländern auch an den monatlichen Arbeitslosenprotesten.

Massenarbeitslosigkeit und sinkender Lebensstandard
sind in der Tat die zentralen Probleme, auf die weder SPD
noch PDS eine Antwort wissen. Nationalismus jeglicher
Couleur - von "Standort Deutschland" bis hin zu faschisti-
scher Volksgemeinschaft - führt nur zum Krieg um AbsaE-
märktc und imperialistische Einflußbereiche. Der kapita-
listischen Barberei kann nur die internationale sozialistische
Revolution ein Ende setzen.



Die einzig konsequente Antwort im Interesse der abhän-
gig Beschäftigten ist eine massive Arbeitszeiwerkürzung
bis zur Verteilung der Arbeit auf alle Hönde bei vollem
Lohnausgleich! Wird das ganze Problem so aufgefaßt und
auf Kosten des Kapitals gelöst dann kann auch die Zuwan-
derung nicht als Problem verkauft werden. Eine solche For-
derung läßt sich aber gegen das Kapital und seinen Staat nur
durchsetzen, wenn die Arbeiterlnnen sich nicht spalten und
gegeneinander ausspielen lassen. Dazu ist es dringend nötig,
volle Staatsbürgerrechte ffir alle Immigrantlnnen (egal
woher und wann sie eingewandert sind) zu fordern und alle
Einwanderungsbeschränkungen zu bekämpfen. Nur so sind
besonders nlllegalen zu schützen vor einer Superausbeu-
tung, die das Kapital zur allgemeinen Lohnsenkung nuet.
Nur so ist auch ein gemeinsamer Kampf und eine gemein-
same gewerkschaftliche und politische Organisierung mit
allenlmmigierten möglich. Entgegen der nationalistischen
Propaganda köruren auch deutsche Arbeiterlnnen nur ge-
meinsam mit den oft kämpferischen und klassenbewußten
Kolleglnnen gewinnen. Um nicht von den demokratischen
Staatsrassisten wie von Nationalnrevolutionärenn zur
Schlachtbank geführt zu werden, muß die Arbeiterklasse
konsequent Internationalismus und Klasse gegen "Nation"

und nRassen verteidigen.
Diese Politik kann nur vom Interessenstandpunkt der

Bosse und Bonzen abgelehnt werden. Genau diesen vertre-
ten aber Gewerkschaftsbürokratlnnen, SPD und leEtlich
auch die PDS. Die NPD bekämpft radikal eine solche
Läsung der nsozialen Fragen, da auch sie politisch dem
Kapital verpflichtet ist - egal wie scheinbar antikapitali-
stisch sie dahertönl Wie einst die NSDAP ködert die NPD
die Massen mitwohltönenden Versprechungen, während sie
jeden konkreten Widerstand gegen die Angriffe des Kapi-
tals gewaltsam bekämpf(t)en. Das für die Nazis Praktische
an ihren Versprechungen ist der Umstand, daß niemand sie
mehr avingen kann diese einzuhalten, wenn es ihnen erst
einmal gelungen isg die organisierte Arbeiterbewegung zu
zerschlagen und ihre faschistische Diktatur zu errichten.

Ideologisch bedeutet der Faschismus die Hirnvenenkung
der Kleinbürgerlnnen und der von sozialem Abstieg Be-
drohten im Interesse ihres schlimmsten Feindes - des Groß-
kapitals, das sie ruiniert. Dieser Vorgang kann natürlich
nicht in Reinform vor sich gehen: Die Einleit der vom Groß-
kapital ruinierten mit selbigem ist eben keine vernünftige
Einhei! sondern eine auf reaktionärer Verblendung beru-
hende. Rassismus und Nationalismus sind Mittel dieser
Hirnverrenkung, mit denen die Wut von den wahren Ursa-
chen und Verursachern auf Sündenböcke abgelenkt wird.
Dabei können die Nazis ausgezeichnet an den rassistischen
Vorlagen der Bonner Parteien wie der Gewerkschaftsbüro-
kratlnnen anknüpfen. IGM-Chef Zwickel s "Arbeitsma rl1-
quoten für NichtEU-Ausländer" oder die von IG BAU und
Polizei gemeinsam betriebene Hetzjagd auf nlllegalen

düngen den Boden für die Nazi-Propaganda und liefern so
die Arbeiterbewegung ans faschistische Messer: Feuert die
rassistische Gewerlcschaftsfiihrung! F ür gewerl<schaftIich
or ganis ierte ( S elb s t )Ver te idigungs l<o mit ee s ge genrassisli-
sche und faschistische Gewalt!

Je stärker die klassenübergreifende "Vol ksgemeinscha ft n

gegen den Klassenkampf geschmiedet werden soll, um so
deutlicher geht die Bourgeoisie von der Unterdrückung der
Arbeiterbewegung und der rassistischen Diskriminierung
und Vertreibung zur Vernichrung über. Linke, Arbeiterbe-
wegung und Immigrantlnnen müssen den Nazi-Banden zu-
vorkommen und diese zerschlagen. Deshalb:
Vnhindert den Nazi-Aufmmsch am 1. Mai!
Kein Vertrauen in Staat und Polizei!
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